
 

17. Wahlperiode 14.10.2014 Drucksache 17/3339 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Änderungsantrag 

der Abgeordneten Volkmar Halbleib, Stefan Schus-
ter, Inge Aures, Martina Fehlner, Harald Güller, 
Dr. Herbert Kränzlein, Günther Knoblauch, Andre-
as Lotte, Helga Schmitt-Bussinger, Reinhold Stro-
bl, Arif Tasdelen, Klaus Adelt SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 
hier: Mehr Personal in der Steuerverwaltung für 

einen besseren Steuervollzug und mehr 
Steuergerechtigkeit in Bayern 

 (Kap. 06 05 Tit. 422 01) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Haushaltsjahr 2015 werden zusätzlich 1.000 Be-
amtinnen und Beamte in der 2. und 3. Qualifizie-
rungsebene (QE) in den Finanzämtern eingestellt.  

Dafür werden im Jahr 2015 die Mittel im Tit. 422 01 
von 650.300,8 Tsd. Euro um 11.800,0 Tsd. Euro auf 
662.100,8 Tsd. Euro und im Jahr 2016 von 661.245,1 
Tsd. Euro um 35.400,0 Tsd. Euro auf 696.645,1 Tsd. 
Euro erhöht. 

 

 

Begründung: 

Zum 1. Januar 2014 waren 1.809 Stellen der insge-
samt 16.600 Stellen bei den Finanzämtern (lt. Antwort 
der Staatsregierung auf eine Anfrage zum Plenum) 
nicht besetzt. Ein Grund dafür ist, dass gegenwärtig 
870 Anwärterinnen und Anwärter auf Beamtenstellen 
ausgebildet werden. In dieser Größenordnung müs-
sen deshalb noch im Jahr 2015 zusätzliche Anwärter-
stellen bei den Finanzämtern geschaffen werden, 
damit auf den dann frei werdenden Beamtenstellen 
endlich Beamte für den Innendienst und den Prü-
fungsdienst eingestellt werden können. Der entspre-
chende Änderungsantrag für zusätzliche Anwärterstel-
len liegt vor. 

Es müssen darüber hinaus noch weitere Maßnahmen 
ergriffen werden, um die prekäre Personalsituation in 
der bayerischen Steuerverwaltung zu verbessern. Das 
sind der Erhalt der Stellen aus der ehemaligen Kfz-
Steuerverwaltung, zusätzliche Dozentenstellen im 
Fachbereich Finanzen der Fachhochschule für öffent-
liche Verwaltung und Rechtspflege und der Landesfi-
nanzschule (was die Finanzämter bei den gegenwär-
tig üblichen Abordnungen von Dozentinnen und Do-
zenten entlastet) sowie der Wegfall der Wiederbeset-
zungssperre. Zu allen Punkten liegen Änderungsan-
träge vor. Diese Maßnahmen ermöglichen es, im Jahr 
2015 sukzessive insgesamt 1.000 Stellen in den Fi-
nanzämtern mit Beamtinnen und Beamten zu beset-
zen. Das ist für einen besseren Steuervollzug, für 
mehr Steuergerechtigkeit und mehr Steuereinnahmen 
in Bayern erforderlich. 

Die Personalsituation in der bayerischen Steuerver-
waltung ist prekär. Auch deshalb ist u.E. milliarden-
schweres Staatsversagen Realität im Freistaat, denn 
die bayerische Steuerverwaltung ist bei der Betriebs-
prüfung, der Steuerfahndung, der Umsatzsteuerson-
derprüfung und auch im Innendienst dramatisch un-
terbesetzt. Bayern ist im Ländervergleich bei der Per-
sonalausstattung Schlusslicht: Personal zu Einwoh-
nerzahl 13. Platz, Personal zu Einkommen-/Körper-
schaftsteuerfällen 15. Platz, Betriebsprüfer zu Zahl 
der Betriebe 16. Platz, Umsatzsteuersonderprüfer zu 
Unternehmen 15. Platz, Personalbedarf zu Ist-Be-
setzung in der Steuerfahndung 16. Platz. Das führt 
dauerhaft zu ungerechtem Steuervollzug und Steuer-
ausfällen in Milliardenhöhe. Der ehrliche Arbeitneh-
mer, dessen Lohnsteuer Monat für Monat korrekt 
beim Finanzamt landet, ist der Dumme. Dagegen 
werden Großbetriebe in Bayern nur alle 4,9 Jahre, 
Mittelbetriebe nur alle 19,9 Jahre und Kleinbetriebe 
nur alle 40,8 Jahre geprüft. Dabei erbringen sogar 
Prüfungen von Klein- und Kleinstbetrieben Mehrer-
gebnisse von deutlich mehr als 400,0 Tsd. Euro. 


